
	

	
	
	
	
	
	
	
Stadt	Grevenbroich	
Bürgermeister	
Klaus	Krützen	
Am	Markt	1	
41515	Grevenbroich	
	

15.02.2021	
	
Anfrage:	„Gebührenhaushalte“		
	
Sehr	geehrter	Herr	Bürgermeister,		
	
wir	bitten	Sie	die	nachfolgende	Anfrage	in	den	öffentlichen	Teil	der	Sitzung	
des	Stadtrates	am	18.02.2020	aufzunehmen.		
	

1. Ist	 es	 zutreffend,	 dass	 entgegen	 der	 Ausführungen	 in	 der	 Vorlage	
zum	Beschluss	der	21.	Änderung	der	Satzung	über	die	Erhebung	von	
Abfallentsorgungsgebühren	 (Nr.	 016/2021)	 im	 HFPG-Ausschuss	
vom	 04.02.2021	 auf	 die	 Erhöhung	 der	 Gebühren	 für	 die	
Abfallentsorgung,	die	Reinigung	der	Straßen	und	den	Winterdienst	
auch	vor	dem	Hintergrund	der	Haushaltssicherung	hätte	verzichtet	
werden	 können,	 indem	 die	 fehlenden	 Beträge	 im	 allgemeinen	
Haushalt	der	Stadt	Grevenbroich	aus	dem	Bereich	der	 freiwilligen	
Leistungen	finanziert	werden	und	dass	dafür	lediglich	ein	oder	zwei	
Projekte	um	ein	Jahr	verschoben	hätten	werden	müssen?	

	
2. Ist	es	auch	vor	dem	Hintergrund	der	Haushaltssicherung	überhaupt	

praktisch	ohne	Nachteile	für	die	Bürger	möglich,	die	Gebühren	z.B.	
für	die	Straßenreinigung	und	für	den	Winterdienst	nicht	zu	erhöhen	
und	 stattdessen	 an	 anderer	 Stelle	 im	 Haushalt	 der	 Stadt	
Grevenbroich	die	Kostenerhöhungen	auszugleichen	und	waren	die	
Erhöhungen	doch	nicht,	wie	in	der	Vorlage	zu	den	Beschlüssen	(Nr.	
0115/2021)	ausgeführt,	unvermeidlich?	

	
Für	den	Fall,	dass	die	Fragen	zu	1)	und/oder	zu	2)	bejaht	werden,	

	
warum	 sind	 diese	 Erwägungen	 nicht	 in	 die	 Vorlage	 für	 die	
Beschlussfassung	in	der	Sitzung	des	Hauptausschusses	geflossen?	

	
Begründung:	
	
Bekanntlich	 hat	 der	 Hauptausschuss	 in	 seiner	 letzten	 Sitzung	 unter	
anderem	 mit	 den	 Stimmen	 der	 SPD-Fraktion	 die	 Satzungen	 über	 die	
Abfallgebühren	 sowie	 die	 Gebühren	 für	 die	 Straßenreinigung	 und	 den	



	

Winterdienst	gemäß	 der	 vom	 Fachbereich	 Finanzmanagement	
vorbereiteten	Vorlage	beschlossen.	
		
Die	 SPD-Fraktion	 im	Rat	 der	 Stadt	Grevenbroich	hat	 sich	 hierbei	 auf	 die	
Beschlussvorlage	der	Fachverwaltung	und	auf	die	allgemeinen	Grundsätze	
zur	 Aufstellung	 von	 Gebührenhaushalten,	 insbesondere	 auch	 auf	 den	
ausdrücklichen	Hinweis	der	Fachverwaltung,	dass	die	Gebührenerhöhung	
unvermeidbar	ist,	gestützt.		
	
Einen	 Meinungsaustausch	 zu	 den	 Beschlüssen	 über	 die	 Änderung	 der	
Gebührensatzungen	 gab	 es	 in	 der	 Sitzung	 des	 HFPG-Ausschusses	 am	
04.02.2021	nicht	
	
Stattdessen	 wurden	 in	 verschiedenen	 Medien	 von	 Kommunalpolitikern	
verschiedene	 Meinungen	 die	 Vermeidbarkeit	 der	 beschlossenen	
Gebührenerhöhung	verbreitet.	
		
	Wörtlich	heißt	es	in	den	Beiträgen	unter	anderem:	
	
„Auf	die	Gebührenerhöhung	hätte	verzichtet	werden	sollen.	Die	fehlenden	
Beträge	 hätten	 im	 Etat	 aus	 dem	 Bereich	 der	 freiwilligen	 Leistungen	
finanziert	werden	sollen,	dafür	hätten	dann	ein	oder	zwei	Projekte	um	ein	
Jahr	verschoben	werden	müssen,	…	Wir	haben	uns	schlau	gemacht,	dass	das	
möglich	ist.“	
	
und	
		
„Laut	Kämmerin	wäre	es	übrigens	grundsätzlich	möglich	gewesen,	die	an	
dieser	 Stelle	 gestiegenen	 Kosten	 an	 anderer	 Stelle	 im	 Haushalt	 wieder	
einzusparen,	im	Übrigen	trotz	Haushaltssicherung.	"	
		
Die	 SPD-Fraktion	möchte	 daher	mit	 dieser	 Anfrage	 für	 eine	 Klarstellung	
und	ggf.	Richtigstellung	durch	die	Fachverwaltung	sorgen.		
	
	
	
	
Herzliche	Grüße	
	
	
Daniel	Rinkert	 	 	 	 	 Philipp	Bolz	
Fraktionsvorsitzender	 	 	 	 Fraktionsgeschäftsführer	
	 	 	 	 		


